
URTEIL VOM 11. 12. 1985 — RECHTSSACHE 110/84 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
11. Dezember 1985 * 

In der Rechtssache 110/84 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Hoge Raad 
der Nederlanden in dem vor diesem Gericht anhängigen Rechtsstreit 

Gemeinde Hillegom 

gegen 

Cornells Hillenius 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 12 
der ersten Richtlinie 77/780 des Rates vom 12. Dezember 1977 zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und die Ausübung 
der Tätigkeit der Kreditinstitute 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
U. Everling, K. Bahlmann und R. Joliét, der Richter G. Bosco, T. Koopmans, 
O. Due, Y. Galmot und T. F. O'Higgins, 

Generalanwalt : Sir Gordon Slynn 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— Gemeinde Hillegom, Klägerin des Ausgangsverfahrens, vertreten durch Rechts­
anwalt Dommering, 

— Comelis Hillenius, Beklagter des Ausgangsverfahrens, vertreten durch Rechts­
anwalt Sillevis-Smitt, 

* Verfahrenssprache: Niederländisch. 
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— Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Herrn Seidel und 
Herrn Röder als Bevollmächtigte, 

— Regierung des Vereinigten Königreichs, vertreten durch Herrn Braggins als 
Bevollmächtigten, 

— Regierung der Italienischen Republik, vertreten durch den Avvocato dello 
Stato Ferri als Bevollmächtigten, . 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch die Mitglieder 
ihres Juristischen Dienstes Gilmour und Grondman als Bevollmächtigte, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 11. Juli 
1985, 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Der Hoge Raad der Nederlanden hat mit Beschluß vom 13. April 1984, beim Ge­
richtshof eingegangen am 20. April 1984, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag drei 
Fragen nach der Auslegung des Artikels 12 Absatz 1 der ersten Richtlinie 77/780 
des Rates vom 12. Dezember 1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinsti­
tute (ABl. L 322, S. 30) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Anlaß für den Ausgangsrechtsstreit ist eine im Juli 1981 vorgenommene Einzah­
lung der Gemeinde Hillegom (im folgenden: die Gemeinde) in Höhe von 
600 000 HFL bei der Amsterdam American Bank NV, über deren Vermögen im 
Oktober 1981 das Konkursverfahren eröffnet wurde. Die Gemeinde beantragte bei 
der Rechtbank Amsterdam die Vernehmung einer Reihe von Zeugen. Nach nieder­
ländischem Recht kann ein solches Verfahren unter bestimmten Voraussetzungen 
vor dem Beginn des gerichtlichen Verfahrens durchgeführt werden. Die Gemeinde 
beantragte, im Rahmen dieser Vernehmung unter anderem Herrn Hillenius, den 
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Leiter der Buchhaltungsabteilung der Nederlandse Bank (niederländische Zentral­
bank), als Zeugen zu hören; diese Bank übt in den Niederlanden die allgemeine 
Aufsicht über die Kreditinstitute im Rahmen der „Wet Toezicht Kredietwezen" 
(niederländisches Gesetz über die Aufsicht im Kreditwesen, im folgenden: WTK) 
aus und ist die Bankaufsichtsbehörde für die Zwecke der Richtlinie 77/780 (im 
folgenden: die Richtlinie). 

3 Nachdem die Rechtbank die Zeugenvernehmung angeordnet hatte, berief sich 
Herr Hillenius für seine Weigerung, eine Reihe von Fragen zu beantworten, die 
ihm in seiner Eigenschaft als Zeuge gestellt worden waren und die sich auf die 
Kontrolle der Amsterdam American Bank NV durch die Nederlandse Bank bezo­
gen, auf ein Zeugnisverweigerungsrecht. 

4 Gegen den Beschluß des beauftragten Richters, durch den ihm ein Zeugnisver­
weigerungsrecht abgesprochen wurde, rief Herr Hillenius den Gerechtshof Am­
sterdam an. Mit Beschluß vom 30. Mai 1983 hob der Gerechtshof den Beschluß 
des beauftragten Richters mit der Begründung auf, Herr Hillenius habe sich bei 
seiner Weigerung, als Zeuge auszusagen, zu Recht auf seine gesetzliche Verpflich­
tung berufen, das Berufsgeheimnis zu wahren. Gegen diesen Beschluß legte die 
Gemeinde Kassationsbeschwerde beim Hoge Raad ein. 

5 Der Hoge Raad stellt zunächst fest, daß Herr Hillenius sich zur Rechtfertigung 
seiner Weigerung auf Artikel 46 Absatz 1 WTK berufe, der wie folgt lautet: 

„Jedem, der aufgrund der Anwendung dieses Gesetzes oder der kraft dieses Geset­
zes erlassenen Entscheidungen eine bestimmte Aufgabe wahrnimmt, ist es verbo­
ten, von aufgrund dieses Gesetzes erteilten Angaben oder Auskünften oder von 
anläßlich der Prüfung von Büchern und Dokumenten erhaltenen Angaben und 
Auskünften weiter oder anders Gebrauch zu machen oder sie weiter oder anders 
bekanntzumachen, als es für die Ausübung seiner Aufgabe oder durch dieses Ge­
setz verlangt wird." 

Der Hoge Raad führt dann aus, daß es in dem Rechtsstreit im wesentlichen um 
die Frage gehe, in welchem Verhältnis Artikel 46 Absatz 1 WTK zu Artikel 1946 
des Burgerlijk Wetboek (niederländisches Bürgerliches Gesetzbuch) stehe, der fol­
gendes bestimmt: 

„Alle Personen, die Zeuge sein können, sind verpflichtet, vor Gericht auszusagen. 
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Es können jedoch die Zeugenaussage verweigern: 

3) Alle, die aufgrund ihres Standes, Berufes oder ihrer gesetzlichen Stellung zur 
Verschwiegenheit verpflichtet sind, jedoch nur und ausschließlich in bezug auf 
die Kenntnisse, die ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden sind." 

6 Da nach niederländischem Recht eine Verpflichtung zur Wahrung des Berufsge­
heimnisses eine Voraussetzung für die Anerkennung eines Zeugnisverweigerungs­
rechts ist, die Tatsache allein, daß eine derartige Verpflichtung besteht, aber noch 
nicht bedeutet, daß der Betreffende auch über ein solches Recht verfügt, hält der 
Hoge Raad es für erforderlich, die Tragweite des Artikels 46 Absatz 1 WTK zu 
bestimmen. Hierzu stellt er fest, daß die Anpassung der WTK in der Absicht er­
folgt sei, das niederländische Recht mit der Richtlinie in Einklang zu bringen, was 
impliziere, daß Artikel 46 nicht ausgelegt werden könne, ohne daß die Bedeutung 
von Artikel 12 der Richtlinie berücksichtigt werde. 

7 Artikel 12 hat folgenden Wortlaut: 

„1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß alle Personen, die bei den zuständigen 
Behörden tätig sind oder waren, dem Berufsgeheimnis unterliegen. Dies be­
deutet, daß vertrauliche Auskünfte, die sie in ihrer beruflichen Eigenschaft 
erhalten, nur aufgrund von Rechtsvorschriften an irgendeine Person oder Be­
hörde weitergegeben werden dürfen. 

2) Absatz 1 steht jedoch dem in dieser Richtlinie vorgesehenen Informationsaus­
tausch zwischen den zuständigen Behörden der verschiedenen Mitgliedstaaten 
nicht entgegen. Diese ausgetauschten Auskünfte fallen unter das Berufsge­
heimnis der Personen, die bei der zuständigen Behörde tätig sind oder tätig 
waren, welche diese Auskünfte erhält. 

3) Unbeschadet der Fälle, die unter das Strafrecht fallen, darf die Behörde, 
welche die Informationen erhält, diese nur verwenden, um die Zulassungsbe­
dingungen der Kreditinstitute zu prüfen und die Überwachung der Liquidität 
und der Zahlungsfähigkeit der betreffenden Kreditinstitute und der Bedingun­
gen für ihre Tätigkeitsausübung zu erleichtern; ferner darf sie sie verwenden, 
wenn gegen die Beschlüsse der zuständigen Behörde Einspruch erhoben wird 
oder wenn es sich um Rechtsverfahren handelt, die gemäß Artikel 13 eingelei­
tet werden." 
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8 In diesem Zusammenhang hat der Hoge Raad die folgenden Fragen zur Vorabent­
scheidung vorgelegt: 

„1) Bezieht sich Artikel 12 Absatz 1, der bestimmt, was die Mitgliedstaaten vorzu­
sehen haben, auch auf die Aussagen der in diesem Absatz Satz 1 genannten 
Personen als Zeugen in einem Zivilprozeß? 

2) Wenn ja, ist Artikel 12 Absatz 1 so zu verstehen, daß in bezug auf derartige 
Aussagen nur dann eine auf einer Rechtsvorschrift beruhende Ausnahme — 
im Sinne des mit ,nur' beginnenden letzten Satzteils von Artikel 12 Absatz 1 
— angenommen werden darf, wenn sie aus einer Rechtsvorschrift hergeleitet 
werden kann, die speziell darauf gerichtet ist, eine Ausnahme vom Verbot der 
Weitergabe solcher Auskünfte zu machen? 

3) Oder läßt es — noch immer von einer Bejahung der ersten Frage ausgehend 
— Artikel 12 Absatz 1 zu, eine allgemeine Bestimmung wie Artikel 1946 Ab­
satz 1 des Burgerlijk Wetboek als eine Rechtsvorschrift zu betrachten, nach 
der die in Artikel 12 Absatz 1 genannten Auskünfte weitergegeben werden 
dürfen?" 

Die eingereichten Erklärungen 

9 Nach Auffassung der Gemeinde ist die erste Frage zu verneinen. Die Richtlinie 
solle eine wirksame Aufsicht über die Kreditinstitute erleichtern und setze daher 
die Möglichkeit des Informationsaustausches zwischen den zuständigen Stellen 
und folglich die Gewährleistung der Vertraulichkeit der ausgetauschten Informa­
tionen voraus. Artikel 12 der Richtlinie regele jedoch nur das Ausmaß und die 
Grenzen der freiwilligen Verwendung der erteilten Auskünfte und sehe ausdrück­
lich die Möglichkeit vor, daß die zuständigen Behörden durch nationale Rechts­
vorschriften zur Erteilung von Auskünften verpflichtet würden. Die Richtlinie habe 
also die freiwillige Verwendung der Informationen durch die zuständigen Behör­
den geregelt, aber nicht in die gesetzgeberischen Befugnisse der Mitgliedstaaten 
eingreifen wollen. 

10 Zur zweiten und zur dritten Frage trägt die Gemeinde vor, es sei Sache des Rich­
ters, die durch eine Verpflichtung zur Wahrung des Berufsgeheimnisses betroffe­
nen Interessen gegenüber dem Interesse an der Feststellung der Wahrheit in einem 
Zivilprozeß abzuwägen. Den durch Artikel 12 Absatz 1 vorgeschriebenen gesetzli­
chen Garantien sei in vollem Umfang durch eine solche richterliche Beurteilung 
der Rechtsvorschriften mit Blick auf die konkrete Situation Genüge getan. 
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11 Dagegen vertritt Herr Hillenius die Auffassung, der Umfang und die Auswirkun­
gen des in Artikel 12 Absatz 1 genannten Berufsgeheimnisses werde durch das 
Gemeinschaftsrecht, und nicht durch die nationalen Rechtsvorschriften bestimmt. 
Die Verpflichtung zur Wahrung des Berufsgeheimnisses sei grundsätzlich als abso­
lutes Erfordernis ausgestaltet. Sowohl der Wortlaut des Artikels 12 als auch die 
Ratio der Richtlinie implizierten, daß die vertraulichen Auskünfte, die die Be­
diensteten der zuständigen Behörde in ihrer beruflichen Eigenschaft erhielten, 
nicht weitergegeben werden dürften, nicht einmal an ein Gericht, bei dem ein Zi­
vilprozeß anhängig sei. Außerdem finde das Berufsgeheimnis seine Rechtfertigung 
darin, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber die erforderlichen Voraussetzungen für 
eine wirksame Aufsicht über die Kreditinstitute, die mit dem Informationsaus­
tausch zwischen den zuständigen Behörden verbunden sei, und für das Vertrauen 
der beaufsichtigten Institute und der Öffentlichkeit in die Institute selbst habe 
schaffen wollen. 

12 Zur zweiten und zur dritten Frage trägt Herr Hillenius vor, eine Ausnahme vom 
Berufsgeheimnis sei nur aufgrund einer speziell zu diesem Zweck erlassenen 
Rechtsvorschrift zulässig. Außerdem sei es das Ziel der Richtlinie, zu gewährlei­
sten, daß die zwischen den zuständigen Behörden ausgetauschten Angaben nicht 
unterschiedlichen nationalen Regelungen unterlägen. Durch Artikel 12 Absatz 2 
solle offenkundig eine Ausnahme von Absatz 1 eingeführt werden. Schließlich 
habe die Richtlinie nur auf den in Artikel 12 Absatz 3 genannten Gebieten Raum 
für nationale Rechtsvorschriften über das Berufsgeheimnis im Sinne des Artikels 12 
Absatz 1 lassen wollen. 

13 Nach Auffassung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland erfaßt Artikel 12 
Absatz 1 der Richtlinie jede Weitergabe von vertraulichen Auskünften und folglich 
auch die Weitergabe an die Gegenpartei in einem Zivilprozeß. Dieses Berufsge­
heimnis sei eine wichtige Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit der Bankauf­
sicht. Da die verschiedenen Richtlinien des Rates über die Niederlassungsfreiheit, 
die Tätigkeit und die Beaufsichtigung der Kreditinstitute die nationalen Behörden 
zum Austausch bestimmter wichtiger Informationen über Kreditinstitute verpflich­
teten, müsse die Wahrung des Berufsgeheimnisses auch über die Grenzen eines 
Mitgliedstaates hinaus gewährleistet sein. Zur zweiten und zur dritten Frage trägt 
die Bundesregierung vor, Artikel 12 Absatz 1 überlasse es den Mitgliedstaaten, 
diese Weitergabe von Auskünften durch Rechtsvorschriften spezieller oder allge­
meiner Natur zu regeln. 
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14 Die Regierung der Italienischen Republik ist der Auffassung, die Richtlinie nehme 
auf die Konzeption des Berufsgeheimnisses Bezug, wie sie in den nationalen 
Rechtsvorschriften bestehen. Auch sei davon auszugehen, daß allgemeine Interes­
sen den Erfordernissen vorgehen könnten, die das Berufsgeheimnis schütze. Die 
Richtlinie selbst bestimme die möglichen Grenzen der Verpflichtung zur Wahrung 
des Berufsgeheimnisses durch ein formales Kriterium, nämlich eine Rechtsvor­
schrift. Jedoch könne eine extrem weite und ungenaue Definition der Ausnahmere­
gelung durch eine nationale Rechtsvorschrift die Verpflichtung zur Wahrung des 
Berufsgeheimnisses inhaltlich aushöhlen. Daher stehe eine nationale Rechtsvor­
schrift, die eine derartige Ausnahme zulasse, ohne die Umstände und die Gründe 
von allgemeinem Interesse, die diese Ausnahme rechtfertigen könnten, hinreichend 
genau anzugeben, im Widerspruch zum Ziel und Geist der Richtlinie. 

15 Zur zweiten Frage ist die italienische Regierung der Meinung, Artikel 12 regele 
nicht, wie und in welcher Form die Ausnahme von der Verpflichtung zur Wahrung 
des Berufsgeheimnisses in den nationalen Rechtsvorschriften zum Ausdruck ge­
bracht werden müsse. 

16 Die dritte Frage kann nach Auffassung der italienischen Regierung nicht im Rah­
men einer Auslegung des Gemeinschaftsrechts beantwortet werden. 

17 Die Regierung des Vereinigten Königreichs hebt wie die Bundesregierung die ent­
scheidende Bedeutung des Berufsgeheimnisses für die Einholung und den Aus­
tausch von Informationen zwischen den zuständigen Behörden hervor. Um diesen 
Austausch von Auskünften zu fördern, seien in den Absätzen 2 und 3 des Artikels 
12, die diese von einer zuständigen Behörde an eine andere Behörde übermittelten 
Auskünfte behandelten, besondere Vorschriften erlassen worden. Die Verpflich­
tung zur Wahrung des Berufsgeheimnisses sei jedoch nicht absolut und müsse mit 
dem innerstaatlichen Recht vereinbar sein. Auch wenn die Richtlinie die innerstaat­
lichen Vorschriften über das Berufsgeheimnis und die Ausnahmen davon nicht har­
monisieren wolle, so dürften diese doch nicht dem Zweck der Richtlinie zuwider­
laufen. Es stehe daher im Widerspruch zu diesem Zweck, wenn die Weitergabe 
unter solchen Umständen zugelassen werde, daß die Einholung und der Austausch 
von Informationen behindert würden. Die Regierung des Vereinigten Königreichs 
schlägt daher vor, Artikel 12 dahin auszulegen, daß er als Ausnahme jede inner­
staatliche Rechtsvorschrift erlaube, die die Weitergabe der Informationen zulasse. 
Was den letzten Satz des Absatzes 1 angehe, so beschränke die Richtlinie die Aus­
nahmen nicht auf diejenigen, die entweder in der Richtlinie selbst oder in einer 
besonderen nationalen Rechtsvorschrift speziell zugelassen seien. 

3960 



GEMEINDE HILLEGOM / HILLENIUS 

18 Die Kommission trägt zunächst vor, die Richtlinie stelle nur die erste Stufe bei der 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute dar. Durch die Richtlinie würden nur 
die störendsten Unterschiede zwischen den nationalen Rechtsvorschriften beseitigt. 
Um eine wirksame Beaufsichtigung der Kreditinstitute zu ermöglichen, sehe je­
doch Artikel 7 der Richtlinie eine enge Zusammenarbeit und den Austausch von 
Informationen zwischen den zuständigen Behörden vor. Im Zusammenhang mit 
dieser Verpflichtung zur Zusammenarbeit sei Artikel 12 in die Richtlinie aufge­
nommen worden. Das Ausmaß der Verpflichtung zur Wahrung des Berufsgeheim­
nisses sei in den Mitgliedstaaten unterschiedlich, insbesondere was die Möglichkeit 
angehe, Auskünfte an die Finanzbehörden weiterzugeben. Diese Unterschiede 
stellten ein Hemmnis für einen unbeschränkten Informationsaustausch dar. Um 
dieses Problem zu lösen, verpflichte Artikel 12 Absatz 1 die Mitgliedstaaten, Vor­
schriften über das Berufsgeheimnis vorzusehen, lasse aber die Möglichkeit offen, 
den Umfang der Verpflichtung zur "Wahrung des Berufsgeheimnisses durch 
Rechtsvorschriften den jeweiligen Umständen anzupassen. Während Absatz 2 die­
sen freien Informationsaustausch gewährleiste, werde durch Absatz 3 ein neuer 
Gesichtspunkt eingeführt, nämlich der, daß die von einem anderen Mitgliedstaat 
erhaltenen Informationen nur zu den in diesem Absatz genannten Zwecken ver­
wendet werden dürften. 

19 Durch Artikel 12 werde also eine zweifache Regelung eingeführt. Die erste Rege­
lung betreffe die in dem Mitgliedstaat, dessen Rechtsvorschriften im Sinne des 
letzten Satzes des Absatzes 1 den Umfang der Geheimhaltungspflicht bestimmten, 
der diese Informationen unterlägen, selbst erhaltenen Informationen. Die zweite 
Regelung beziehe sich auf die von anderen Mitgliedstaaten erhaltenen Informatio­
nen, für die eine gemeinschaftsrechtliche Regelung eingeführt worden sei, nach 
der für die Verwendung und die Weitergabe der erhaltenen Auskünfte die Krite­
rien des Absatzes 3 gälten. Es sei daher ausgeschlossen, daß die von anderen Mit­
gliedstaaten erhaltenen Informationen im Rahmen eines Zivilprozesses, außerhalb 
der in Artikel 13 genannten Fälle, verwendet würden. 

20 Die von dem vorlegenden Gericht gestellten Fragen beträfen nur in dem Mitglied­
staat selbst erhaltene Informationen, also die erste Regelung. Was diese Regelung 
angehe, so stehe es den Mitgliedstaaten frei, weitergehende Eingriffe in das Be­
rufsgeheimnis zuzulassen, wenn der Grundsatz des Berufsgeheimnisses gewahrt 
bleibe. Im Rahmen dieser Regelung sei es denkbar, daß die nationalen Rechtsvor­
schriften es dem Gericht überließen, die durch das Berufsgeheimnis geschützten 
Interessen gegenüber anderen berechtigten Interessen abzuwägen. Eine allgemeine 
Rechtsvorschrift, nach der eine Person verpflichtet sei, in einem Zivilprozeß als 

3961 



URTEIL VOM 11. 12. 1985 — RECHTSSACHE 110/84 

Zeuge aufzutreten, könne als eine Rechtsvorschrift im Sinne des Artikels 12 Absatz 
1 letzter Satz angesehen werden, sofern diese Vorschrift dem Gericht die Möglich­
keit gebe, eine Abwägung zwischen den genannten Interessen vorzunehmen. 

Zu den Zielen der Richtlinie 77/780 und zum Kontext des Artikels 12 

21 Um die Fragen nach der Auslegung des Artikels 12 Absatz 1 der Richtlinie 77/780 
besser beantworten zu können, ist diese Vorschrift zunächst in den Kontext der 
anderen Vorschriften der Richtlinie und der mit der Richtlinie verfolgten Ziele zu 
stellen. 

22 Aus der zweiten und der dritten Begründungserwägung der Richtlinie geht hervor, 
daß durch diese nur die störendsten Unterschiede zwischen den Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten beseitigt werden sollen, die die aufsichts­
rechtliche Stellung der Kreditinstitute bestimmen, und daß die für einen gemeinsa­
men Markt der Kreditinstitute erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen nur stu­
fenweise geschaffen werden können. 

23 Artikel 7 der Richtlinie bestimmt, daß die zuständigen Behörden der betreffenden 
Mitgliedstaaten eng zusammenarbeiten. Sie teilen einander alle Informationen über 
die Leitung, die Verwaltung und die Eigentumsverhältnisse mit, die die Aufsicht 
über die Kreditinstitute und die Prüfung der Voraussetzungen für ihre Zulassung 
sowie die Überwachung ihrer Liquidität und ihrer Zahlungsfähigkeit erleichtern 
können. In diesem Zusammenhang verpflichtet Artikel 12 Absatz 3 die Mitglied­
staaten, vorzusehen, daß die Behörden, die die Informationen erhalten, diese nur 
verwenden dürfen, erstens, um die Bedingungen für die Zulassung zur Tätigkeit 
der Kreditinstitute zu prüfen, zweitens, um die Überwachung der Ausübung dieser 
Tätigkeit zu erleichtern, insbesondere was die Liquidität und die Zahlungsfähigkeit 
der Institute angeht, und drittens, bei einem Einspruch oder einer Klage gegen die 
Entscheidungen der Behörde. Von dieser strikten Einschränkung der Verwendung 
der Informationen besteht jedoch eine allgemeine Ausnahme in bezug auf die Ver­
wendung der im Rahmen eines Strafverfahrens erhaltenen Informationen. 

24 Zwar erlegt Artikel 12 Absatz 1 den Mitgliedstaaten die Verpflichtung auf, ein 
Berufsgeheimnis vorzusehen, er definiert aber weder das Berufsgeheimnis noch 
dessen Umfang. Vielmehr überläßt er den Mitgliedstaaten die Aufgabe, diese Fra­
gen zu regeln, wobei er aber vorschreibt, daß vertrauliche Auskünfte, die vom Be­
rufsgeheimnis erfaßt werden, nur aufgrund von Rechtsvorschriften weitergegeben 
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werden dürfen. Aus derselben Sicht bestimmt Artikel 12 Absatz 2 zum einen, daß 
das Berufsgeheimnis einem Informationsaustausch zwischen den zuständigen Be­
hörden nicht entgegenstehen darf, und zum anderen, daß diese ausgetauschten 
Auskünfte unter das Berufsgeheimnis fallen. 

Zur ersten Frage 

25 Die erste Frage geht im wesentlichen dahin, ob Artikel 12 Absatz 1, wonach die 
Verpflichtung der bei den zuständigen Behörden tätigen oder tätig gewesenen Per­
sonen zur "Wahrung des Berufsgeheimnisses impliziert, daß die vertraulichen Aus­
künfte, die diese Personen in ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten, grundsätzlich 
an keine Person oder Behörde weitergegeben werden dürfen, auch für Aussagen 
gilt, die diese Personen als Zeugen in einem Zivilprozeß machen. 

26 Bei der Prüfung der allgemeinen Ziele der Richtlinie und des Zusammenhangs, in 
dem Artikel 12 Absatz 1 steht, zeigt sich, daß die Richtlinie, mit dem Endziel, die 
für einen gemeinsamen Mark t der Kreditinstitute erforderlichen rechtlichen Vor­
aussetzungen zu schaffen, darauf gerichtet ist, die umfassende Aufsicht über in 
mehreren Mitgliedstaaten tätige Kreditinstitute durch die zuständigen Behörden 
des Mitgliedstaats, in dem das Kreditinstitut seinen Sitz hat, zu erleichtern. Wegen 
der unterschiedlichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet be­
stimmt die Richtlinie, daß die zuständigen Behörden bei der Überwachung der 
Tätigkeit der Kreditinstitute eng zusammenarbeiten. Zu diesem Zweck schreibt die 
Richtlinie die Gewährleistung des Berufsgeheimnisses und den obligatorischen 
Austausch von Auskünften, die die Überwachung der Liquidität und der Zahlungs­
fähigkeit der Kreditinstitute erleichtern können, zwischen den zuständigen Auf­
sichtsbehörden vor. 

27 Für das Funktionieren der Bankaufsicht, die auf einer Überwachung innerhalb 
eines Mitgliedstaats und auf dem Informationsaustausch zwischen den zuständigen 
Behörden beruht, ist der Schutz des Berufsgeheimnisses tatsächlich erforderlich. 
Die Weitergabe von vertraulichen Informationen, zu welchem Zweck auch immer, 
könnte verhängnisvolle Folgen nicht nur für ein unmittelbar betroffenes Kreditin­
stitut, sondern auch für die Funktionsfähigkeit des Bankwesens im allgemeinen ha­
ben. Bestünde kein Berufsgeheimnis, so könnte dies daher den obligatorischen In­
formationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden gefährden, weil die Be­
hörde eines Mitgliedstaats in einem solchen Fall nicht sicher sein kann, daß die 
vertraulichen Auskünfte, die sie einer Behörde eines anderen Mitgliedstaats erteilt 
hat, grundsätzlich auch vertraulich bleiben. 
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28 In diesem Zusammenhang haben die Regierungen und die Kommission sowie Herr 
Hillenius zu Recht die große Bedeutung einer Verpflichtung zur Wahrung des 
Berufsgeheimnisses für die Personen hervorgehoben, die bei einer zuständigen Be­
hörde tätig sind oder waren. Der Wortlaut des Artikels 12 Absatz 1, wonach ver­
trauliche Auskünfte, die diese Personen in ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten, 
„nur aufgrund von Rechtsvorschriften an irgendeine Person oder Behörde weiter­
gegeben werden dürfen", sowie die Ziele der Richtlinie lassen also erkennen, daß 
das fragliche Weitergabeverbot auch für Aussagen gilt, die Zeugen im Rahmen 
eines Zivilprozesses machen. 

29 Auf die erste Frage ist daher zu antworten, daß Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie, 
wonach die Verpflichtung der bei den zuständigen Behörden tätigen oder tätig 
gewesenen Personen zur Wahrung des Berufsgeheimnisses impliziert, daß die ver­
traulichen Auskünfte, die diese Personen in ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten, 
nur aufgrund von Rechtsvorschriften an irgendeine Person oder Behörde weiterge­
geben werden dürfen, auch für Zeugenaussagen in einem Zivilprozeß gilt. 

Zur zweiten und zur dritten Frage 

30 Die zweite und die dritte Frage gehen dahin, ob die Rechtsvorschriften, auf die 
Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie Bezug nimmt, in dem Sinn zu verstehen sind, 
daß sie speziell darauf gerichtet sind, eine Ausnahme vom Verbot der Weitergabe 
von Auskünften der in der Richtlinie genannten Art zu machen, oder ob zu diesen 
Rechtsvorschriften auch allgemeine Bestimmungen über die Grenzen gehören, die 
sich aus der Beachtung des Berufsgeheimnisses für die Verpflichtung zur Zeugen­
aussage ergeben. 

31 Wie oben bei der Prüfung des Kontextes des Artikels 12 und der mit der Richtlinie 
verfolgten Ziele festgestellt worden ist, gehört Artikel 12 zur ersten Stufe der Har-
monisierungs- und Koordinierungsarbeiten in bezug auf die Kreditinstitute. Ob­
wohl er, den Mitgliedstaaten grundsätzlich die Weitergabe von vertraulichen Infor­
mationen verbietet, trägt er den erheblichen Unterschieden Rechnung, die zwi­
schen den nationalen Rechtsvorschriften über den Schutz des Berufsgeheimnisses 
bestehen. 

32 Artikel 12 Absatz 1, der weder bezweckt, eine absolute Verpflichtung einzuführen, 
noch, den Umfang des Berufsgeheimnisses zu regeln oder zu harmonisieren, ge­
währleistet das Berufsgeheimnis so lange, wie keine bestehenden oder zukünftigen 
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Bestimmungen des nationalen Rechts über die Umstände, unter denen die Weiter­
gabe von vertraulichen Auskünften zulässig ist, von ihm abweichen. Die pauschale 
Verweisung auf die Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten zeigt daher, 
daß auf dieser ersten Stufe, die nur das Ziel hat, die störendsten Unterschiede 
zwischen den nationalen Rechtsvorschriften zu beseitigen, bereits bestehende oder 
später erlassene Regelungen der Mitgliedstaaten eine Ausnahme von der Verpflich­
tung zur Wahrung des Berufsgeheimnisses machen können. 

3 3 Was den Konflikt angeht, der zwischen dem Interesse an der für die Rechtspflege 
unerläßlichen Wahrheitsfindung zum einen und dem Interesse an der Wahrung der 
Vertraulichkeit bestimmter Auskünfte zum anderen entstehen kann, so ist festzu­
stellen, daß es Sache des Gerichts ist, den Ausgleich zwischen diesen Interessen 
herzustellen, wenn der nationale Gesetzgeber diesen Konflikt nicht durch spezifi­
sche Rechtsvorschriften geregelt hat. In einem Fall wie dem vorliegenden, in dem 
die nationale Regelung nach der Auslegung des vorlegenden Gerichts allgemeinen 
Charakter hat, hat das nationale Gericht also die genannten Interessen gegenein­
ander abzuwägen, bevor es entscheidet, ob sich ein Zeuge, der vertrauliche Infor­
mationen erhalten hat, auf das Berufsgeheimnis, an das er gebunden ist, berufen 
kann. In diesem Rahmen hat das Gericht gegebenenfalls insbesondere zu würdi­
gen, welche Bedeutung dem Umstand beizumessen ist, daß die fraglichen Informa­
tionen gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie von den zuständigen Behörden 
anderer Mitgliedstaaten erteilt worden sind. 

34 Auf die zweite und die dritte Frage ist folglich zu antworten, daß zu den Rechts­
vorschriften, die nach Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie die Weitergabe von ver­
traulichen Auskünften zulassen, allgemeine Bestimmungen gehören, die nicht spe­
ziell darauf gerichtet sind, eine Ausnahme vom Verbot der Weitergabe von Aus­
künften der in der Richtlinie erwähnten Art zu machen, sondern die die Grenzen 
festlegen, die sich aus der Wahrung des Berufsgeheimnisses für die Verpflichtung 
zur Zeugenaussage ergeben. 

Kosten 

35 Die Auslagen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der Italienischen 
Republik und des Vereinigten Königreichs sowie der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, 
sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Ver­
fahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit in dem vor dem innerstaatlichen 
Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses 
Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Hoge Raad der Nederlanden mit Beschluß vom 13. April 1984 
vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1) Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie 77/780, wonach die Verpflichtung der bei den 
zuständigen Behörden tätigen oder tätig gewesenen Personen zur Wahrung des 
Berufsgeheimnisses impliziert, daß die vertraulichen Auskünfte, die diese Perso­
nen in ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten, nur aufgrund von Rechtsvorschrif­
ten an irgendeine Person oder Behörde weitergegeben werden dürfen, gilt auch 
für Zeugenaussagen in einem Zivilprozeß. 

2) Zu den Rechtsvorschriften, die nach dem genannten Artikel 12 Absatz 1 die 
Weitergabe von vertraulichen Auskünften zulassen, gehören allgemeine Bestim­
mungen, die nicht speziell darauf gerichtet sind, eine Ausnahme vom Verbot der 
Weitergabe von Auskünften der in der Richtlinie erwähnten Art zu machen, 
sondern die die Grenzen festlegen, die sich aus der Wahrung des Berufsgeheim­
nisses für die Verpflichtung zur Zeugenaussage ergeben. 

Mackenzie Stuart Everling Bahlmann Joliét 

Bosco Koopmans Due Galmot O'Higgins 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 11. Dezember 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 

3966 


